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BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1975 Ausgegeben am 18. März 1975 51. Stück

153. Abkommen zwischen der Republik Österreich, der Republik Rwanda und der Schweizerischen
Eidgenossenschaft betreffend den Geologischen Dienst Rwandas samt Anhängen
(NR: GP XIII RV 879 AB 1046 S. 103. BR: AB 1102 S. 330.)

1 5 4 . Urkunde zur Abänderung der Verfassung der Internationalen Arbeitsorganisation
(NR: GP XIII RV 671 AB 725 S. 73. BR: AB 951 S. 322.)

1 5 5 . Abkommen zwischen der Republik Österreich, der Sozialistischen Republik Rumänien und
der Sozialistischen Föderativen Republik Jugoslawien betreffend die Beteiligung
der Republik Österreich an den Investitionsmitteln für die Schiffahrtseinrich-
tungen am Eisernen Tor
(NR: GP XIII RV 1072 AB 1139 S. 110. BR: AB 1145 S. 333.)

153.
Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages samt Anhängen I und II wird genehmigt.

(Übersetzung)

ABKOMMEN ZWISCHEN DER REPU-
BLIK ÖSTERREICH, DER REPUBLIK
RWANDA U N D DER SCHWEIZERI-
SCHEN EIDGENOSSENSCHAFT BE-

TREFFEND DEN GEOLOGISCHEN
DIENST RWANDAS

Die Republik Österreich, die Republik Rwanda
und die Schweizerische Eidgenossenschaft sind,

EINGEDENK der Bedeutung des Geologi-
schen Dienstes für die wissenschaftliche Forschung
und die industrielle Entwicklung in Rwanda,

ENTSCHLOSSEN, ihre Bemühungen zur
Sicherstellung einer guten Führung und der Ent-
wicklung dieses Dienstes untereinander abzu-
stimmen,

WIE FOLGT ÜBEREINGEKOMMEN:

ARTIKEL 1:
1. Auf Ersuchen der Regierung von Rwanda
stellen ihr die Republik Österreich und die
Schweizerische Eidgenossenschaft eine technische
Hilfe in Form von Experten und Material zur
Verfügung, die für den Geologischen Dienst be-
reitgestellt werden sollen.

2. Die vertragschließenden Parteien werden sich
bemühen, eine rasche Übernahme der Funktionen
des Geologischen Dienstes durch rwandische Geo-
logen sicherzustellen.

3. Bis qualifiziertes rwandisches Personal verfüg-
bar sein wird, wird mit der Leitung des Geologi-
schen Dienstes ein Geologe österreichischer oder
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schweizerischer Nationalität betraut. Dieser wird,
ebenso wie die anderen Geologen des Dienstes
fremder Nationalität, seine Aufgabe im Rahmen
der Rangordnung der internen Organisation des
Ministeriums, unter dessen Kompetenz der Geo-
logische Dienst fällt, erfüllen.

4. Aufgabe des Leiters des Geologischen Dien-
stes und der übrigen Experten wird es sein, das
gute Funktionieren und den Ausbau des Dienstes
zu gewährleisten und sein allgemeines Programm
zu verwirklichen, wie es als Richtlinie in An-
hang I zu diesem Abkommen wiedergegeben ist.
Diesbezüglich werden sie von der Regierung
Rwandas die für die Erfüllung ihrer Aufgabe
erforderlichen Befugnisse eingeräumt erhalten.

ARTIKEL 2:

Die vertragschließenden Parteien verpflichten
sich:

1. von österreichischer Seite:

a) — auf ihre Kosten und nach Zustimmung
der rwandischen Seite einen für Lager-
stätten spezialisierten Geologen und
einen Mineralogen zur Verfügung zu
stellen;

b) — jedem der österreichischen Experten
ein entsprechendes Fahrzeug beizustel-
len und dessen Betrieb und Instand-
haltung sicherzustellen;

c) — den österreichischen Experten das für
die Ausübung ihrer Funktionen erfor-
derliche wissenschaftliche Material bis
zum Betrage von 30.000'— Schweizer
Franken zur Verfügung zu stellen.

2. von rwandischer Seite:

a) — auf ihre Kosten den österreichischen
und schweizerischen Experten und ihren
Familien möblierte Unterkünfte zur
Verfügung zu stellen;

b) — alle laufenden Betriebsausgaben des
Geologischen Dienstes, insbesondere
die Verwaltungskosten und die Bezüge
des rwandischen Personals, zu über-
nehmen;

c) — die Rechnungsführung des Geologi-
schen Dienstes mit Rücksicht auf die
vorläufig noch bestehende Entfernung
zwischen dem Sitz des Dienstes und je-
nem des Ministeriums, dem er unter-
steht, zu erleichtern;

d) — den österreichischen und schweizeri-
schen Experten allgemein die Durch-
führung ihrer Aufgabe zu erleichtern
und ihnen die Begünstigungen einzu-
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räumen, die im Anhang II, der einen
integrierenden Bestandteil dieses Ab-
kommens bildet, genannt sind.

3. von schweizerischer Seite:

a) — auf ihre Kosten und nach Zustimmung
der rwandischen Seite zwei Geologen
zur Verfügung zu stellen;

b) — jedem der schweizerischen Experten ein
entsprechendes Fahrzeug beizustellen
und dessen Betrieb und Instandhaltung
sicherzustellen;

c) — den schweizerischen Experten das für
die Ausübung ihrer Funktionen erfor-
derliche wissenschaftliche Material bis
zum Betrage von 20.000 — Schweizer
Franken zur Verfügung zu stellen;

d) — im Hinblick auf die Verwirklichung des
in Artikel 1 Absatz 2 genannten Zieles
der Regierung von Rwanda für die
Ausbildung qualifizierter rwandischer
Geologen bestimmte Stipendien zur
Verfügung zu stellen und die Reise-
kosten der betreffenden Stipendiaten
zwischen Rwanda und der Schweiz so-
wie zurück zu übernehmen, wobei als
vereinbart gilt, daß die Verwendung
der rwandischen Geologen in den ver-
schiedenen Funktionen des Geologi-
schen Dienstes der ausschließlichen Zu-
ständigkeit der Regierung von Rwanda
vorbehalten bleibt.

ARTIKEL 3:

Sollte eine der vertragschließenden Parteien
die ihr auf Grund dieses Abkommens obliegenden
Verpflichtungen nicht erfüllen, ergibt sich daraus
keine zusätzliche Verpflichtung für die anderen
Parteien.

ARTIKEL 4:

Dieses Abkommen tritt mit seiner Unter-
zeichnung in Kraft oder, falls eine oder mehrere
vertragschließenden Parteien unter dem Vor-
behalt der Ratifikation unterzeichnen, mit der
Hinterlegung der letzten Ratifikationsurkunde
bei der Regierung von Rwanda.

Es bleibt für den Zeitraum von zwei Jahren
in Kraft. Drei Monate vor seinem Ablauf wer-
den die vertragschließenden Parteien einander
wegen der Fortsetzung der unternommenen
Aktion konsultieren.

Falls eine der Parteien beschließt, das Ab-
kommen zu beendigen, kann sie es jederzeit
durch schriftliche Notifizierung an die beiden
anderen Parteien mittels einer mindestens drei
Monate vorher erfolgenden Mitteilung kündigen.
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Geschehen zu Kigali, in drei Originalausferti-
gungen in französischer Sprache.

Für die Republik Österreich

am 4. Februar 1972

Der Botschafter:

G. REISCH

Für die Republik Rwanda

am 3. Juni 1971

Der Minister für Internationale Zusammenarbeit:

S. NSANZIMANA

Für die Schweizerische Eidgenossenschaft

am 3. Juni 1971

Der Botschafter:

H. K. FREY

ANHANG I

zum Abkommen betreffend den Geologischen
Dienst von Rwanda

Allgemeines Richtlinienprogramm des Geolo-
gischen Dienstes

— Erstellung der grundlegenden geologischen
Karte des Landes im Maßstab 1 :100.000,
entweder allein oder in Zusammenarbeit mit
einer ausländischen Institution;

— Durchführung von Studien auf dem Gebiet
der angewandten Geologie;

— Erforschung und Studium der unterirdischen
Wasservorkommen vor allem für den agra-
rischen Bedarf;

— Programmierung und Durchführung von
Schürfungen und Bergbauforschungen außer-
halb des Bereiches der Bergbaugesellschaften;

— Durchführung von Laboratoriumsarbeiten
(Analysen und sonstige) betreffend die
Wissenschaft über die Erde, sowohl auf Rech-
nung des privaten Sektors wie auch für die
Techniker des Dienstes und andere Regie-
rungsdienststellen ;

— Veröffentlichung wissenschaftlicher Texte,
unter anderem des Mitteilungsblattes des
Geologischen Dienstes von Rwanda;

— Betreuung der wissenschaftlichen Bibliothek
und der geologischen und topographischen
Kartothek des Dienstes und deren Vervoll-
ständigung;

— Pflege des Austausches geologischer Infor-
mationen mit den interessierten wissenschaft-
lichen Organisationen und Kreisen;

— praktische Ausbildung für rwandische Geo-
logen;



51. Stück — Ausgegeben am 18. März 1975 — Nr. 153 861

— Ausbildung der mittleren Fachkräfte des
Dienstes, wie Sekretäre, Bibliothekare, Zeich-
ner, Laboranten, Präparatoren usw ;

— Erteilung von Auskünften und Erbringung
von Leistungen auf geologischem und berg-
baulichem Gebiet, die vom Ministerium, dem
er untersteht, verlangt werden;

— Unterstützung bei der Koordinierung aller
internationaler Aktionen, technischer Hilfe-
leistungen des Auslandes und privater
Gesellschaften;

— Ausarbeitung jährlicher Ausgabenvoranschläge.

ANHANG II

zum Abkommen betreffend den Geologischen
Dienst von Rwanda

Den Experten gewährte Begünstigungen

Die Regierung von Rwanda gewährt den
österreichischen und schweizerischen Experten
eine Befreiung von allen Steuern, Gebühren und
Abgaben, die nicht die Entlohnung für eine er-
brachte besondere Dienstleistung darstellen, in
bezug auf:

1. Entlohnungen und sonstige Begünstigungen,
die nicht zu Lasten der Regierung von Rwanda
gehen und die den Experten auf Grund ihrer
offiziellen Funktionen in Rwanda gewährt
werden;

2. die Einfuhr der nachstehenden, für die Ein-
richtung der Experten bestimmten Gegenstände:

— das Mobiliar sowie die persönlichen Gegen-
stände und Effekten, soweit sie dem nor-
malen Bedarf entsprechen, insbesondere ein
Photoapparat und eine Kamera; diese
Artikel werden zwei Jahre nach ihrer ur-
sprünglichen Einfuhr als im freien Ver-
kehr befindlich betrachtet;

— die Haushaltsgeräte und -artikel, ins-
besondere pro Haushalt: ein Kühlschrank,
eine Haushaltstiefkühltruhe, eine Wasch-
maschine, ein Magnetophon, ein Fernseh-
gerät, ein Rundfunkgerät sowie Elektro-
geräte üblicher Verwendung. Diese Aus-
nahme wird nur einmal für einen Zeitraum
von fünf Dienstjahren gewährt; diese
Gegenstände werden fünf Jahre nach ihrer
ursprünglichen Einfuhr als im freien Ver-
kehr befindlich betrachtet;

— ein privates Kraftfahrzeug je Experten;
diese Ausnahme wird nur einmal für einen
Zeitraum von zwei Dienstjahren gewährt,
ausgenommen jedoch der Fall höherer Ge-
walt, der eine endgültige Außerbetrieb-
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setzung des Fahrzeuges bewirkt; das Fahr-
zeug, für das Befreiung gewährt wurde,
wird vier Jahre nach seiner Einfuhr als im
freien Verkehr befindlich betrachtet.

Falls die in Anwendung der vorstehenden
Bestimmungen abgabenfrei eingeführten Gegen-
stände vor Ablauf des Befreiungszeitraumes in
Rwanda an Personen abgegeben werden, die kein
Anrecht auf Befreiung haben, hat der Abgebende
vor der Abgabe den nach dem Wert zum Zeit-
punkt der Abgabe berechneten Einfuhrzoll-
betrag zu entrichten.

3. Die Einfuhr von Geräten, Gütern, Aus-
rüstungen und Fahrzeugen, die für die Dienst-
verrichtung der Experten als erforderlich an-
erkannt werden;

4. die Einfuhr von für die Experten sowie ihre
Familien notwendigen Heilmitteln und pharma-
zeutischen Spezialitäten;

5. die Ausfuhr der vorstehend unter 2, 3 und 4
erwähnten Güter anläßlich der Abreise der dort
erwähnten Personen aus Rwanda;

6. die der Regierung von Rwanda zur Ver-
fügung gestellten Ausrüstungen, Materialien und
Lieferungen werden von allen Zöllen oder Ab-
gaben befreit, die normalerweise bei der Ein-
fuhr erhoben werden.

Die Regierung von Rwanda wird dafür Sorge
tragen, daß die Zoll- und sonstigen Formalitäten,
die auf die vorstehend unter 2, 3, 4, 5 und 6
erwähnten Einfuhren Anwendung finden, mög-
lichst rasch erledigt werden.

Die Regierung von Rwanda verpflichtet sich
außerdem :

7. die von den österreichischen und schweize-
rischen Behörden für ihre jeweiligen Experten
und ihre Familien beantragten Ein- und Aus-
reisevisa gebührenfrei zu erteilen;

8. den Experten eine Tätigkeitsbescheinigung
auszustellen, die ihnen jedwede Unterstützung
der staatlichen Dienststellen bei der Erfüllung
ihrer Aufgabe sichert;

9. die Haftung für Schäden zu übernehmen, die
sie in Erfüllung ihrer Aufgabe allenfalls ver-
ursachen, sofern diese Schäden nicht absichtlich
herbeigeführt wurden oder die Folge einer
groben Fahrlässigkeit sind;

10. ihre Sicherheit zu gewährleisten.

Kreisky
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154.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages wird genehmigt.

(Übersetzung)

URKUNDE ZUR AB-
ÄNDERUNG DER VER-
FASSUNG DER INTER-
NATIONALEN ARBEITS-

ORGANISATION

Die Allgemeine Konferenz der
Internationalen Arbeitsorgani-
sation,

die vom Verwaltungsrat des
Internationalen Arbeitsamtes
nach Genf einberufen wurde
und am 7. Juni 1972
zu ihrer siebenundfünfzigsten
Tagung zusammengetreten ist,

hat beschlossen, die Anträge an-
zunehmen, in den Bestim-
mungen der Verfassung der
Internationalen Arbeitsorga-
nisation über die Zusammen-
setzung des Verwaltungs-
rates die Zahlen „achtund-
vierzig", „vierundzwanzig",
„vierzehn" und „zwölf"
durch die Zahlen „sechsund-
fünfzig", „achtundzwanzig",
„achtzehn" und „vierzehn"
zu ersetzen, eine Frage, die
den siebenten Gegenstand
ihrer Tagesordnung bildet.

Die Konferenz nimmt heute, am
22. Juni 1972, die folgende Ur-
kunde zur Abänderung der
Verfassung der Internationalen
Arbeitsorganisation an, die als
Abänderungsurkunde zur Ver-
fassung der Internationalen
Arbeitsorganisation, 1972, be-
zeichnet wird.

Artikel 1

In der gegenwärtig gelten-
den Verfassung der Internatio-
nalen Arbeitsorganisation wer-
den die Zahlen „achtundvier-
zig", „vierundzwanzig", „vier-
zehn" und „zwölf" in Artikel
7 Absätze 1 und 2 durch die
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Zahlen „sechsundfünfzig",
„achtundzwanzig", „achtzehn"
und „vierzehn" ersetzt.

Artikel 2

Vom Tage des Inkrafttretens
dieser Abänderungsurkunde gilt
die Verfassung der Internatio-
nalen Arbeitsorganisation in der
nach dem vorstehenden Artikel
abgeänderten Fassung.

Artikel 3

Sobald diese Abänderungs-
urkunde in Kraft getreten ist,
läßt der Generaldirektor des
Internationalen Arbeitsamtes
zwei Urschriften des amtlichen
Wortlautes der durch die Be-
stimmungen dieser Abände-
rungsurkunde geänderten Ver-
fassung der Internationalen
Arbeitsorganisation anfertigen
und versieht sie mit seiner
Unterschrift. Eine Urschrift
wird im Archiv des Internatio-
nalen Arbeitsamtes hinterlegt,
die andere dem Generalsekre-
tär der Vereinten Nationen
zwecks Eintragung nach Artikel
102 der Charta der Vereinten
Nationen übermittelt. Der Ge-
neraldirektor stellt jedem Mit-
glied der Internationalen
Arbeitsorganisation eine be-
glaubigte Abschrift dieses Wort-
lautes zu.

Artikel 4

Zwei maßgebende Ausferti-
gungen dieser Abänderungsur-
kunde werden vom Präsidenten
der Konferenz und vom Gene-
raldirektor des Internationalen
Arbeitsamtes unterzeichnet.
Eine Ausfertigung wird im Ar-
chiv des Internationalen Ar-
beitsamtes hinterlegt, die andere
dem Generalsekretär der Ver-
einten Nationen zwecks Ein-
tragung nach Artikel 102 der
Charta der Vereinten Nationen
übermittelt. Der Generaldirek-
tor stellt jedem Mitglied der In-
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ternationalen Arbeitsorganisa-
tion eine beglaubigte Abschrift
dieser Urkunde zu.

Artikel 5

1. Die förmlichen Ratifikatio-
nen oder Annahmen dieser Ab-
änderungsurkunde sind dem Ge-
neraldirektor des Internatio-
nalen Arbeitsamtes mitzuteilen,
der den Mitgliedern der Organi-
sation davon Kenntnis gibt.

2. Diese Abänderungsurkunde
tritt nach den Bestimmungen
des Artikels 36 der Verfassung
der Internationalen Arbeits-
organisation in Kraft.

3. Sobald diese Abänderungs-
urkunde in Kraft getreten ist,
gibt der Generaldirektor des In-
ternationalen Arbeitsamtes dies
allen Mitgliedern der Internatio-
nalen Arbeitsorganisation und
dem Generalsekretär der Verein-
ten Nationen bekannt.

Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete und vom Vizekanzler gegengezeichnete Ratifika-
tionsurkunde wurde am 16. August 1973 beim Generaldirektor des Internationalen Arbeitsamtes
hinterlegt; die Urkunde ist gemäß Art. 36 der Verfassung der Internationalen Arbeitsorganisation
(BGBl. Nr. 223/1949 in der Fassung BGBl. Nr. 243/1963) am 1. November 1974 in Kraft getreten.

Folgende Staaten haben derzeit die vorstehende Urkunde ratifiziert oder angenommen:

Ägypten, Afghanistan, Algerien, Argentinien, Australien, Barbados, Belgien, Birma, Bolivien,
Brasilien, Bulgarien, Bundesrepublik Deutschland, Burundi, Chile, Dahomey, Dänemark, Elfenbein-
küste, Finnland, Frankreich, Ghana, Griechenland, Guyana, Haiti, Indien, Indonesien, Irak, Iran,
Irland, Island, Italien, Jamaika, Japan, Jordanien, Jugoslawien, Kamerun, Kanada, Katar, Kenia,
Kongo, Kuba, Kuwait, Libyen, Luxemburg, Malawi, Malaysia, Mali, Malta, Marokko, Mauritius,
Neuseeland, Niederlande, Nigeria, Norwegen, Obervolta, Pakistan, Panama, Peru, Polen, Rumänien,
Rwanda, Sambia, Schweden, Schweiz, Senegal, Sierra Leone, Singapur, Sowjetunion, Spanien,
Sri Lanka, Sudan, Syrien, Thailand, Trinidad und Tobago, Tschad, Tunesien, Uganda, Ukraine,
Ungarn, Venezuela, Vereinigtes Königreich Großbritannien und Nordirland, Vietnam, Weißrußland,
Zaire, Zentralafrikanische Republik, Zypern.

Kreisky
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155.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages wird genehmigt.

A B K O M M E N

zwischen der Republik Öster-
reich, der Sozialistischen Re-
publik Rumänien und der
Sozialistischen Föderativen
Republik Jugoslawien betref-
fend die Beteiligung der Re-
publik Österreich an den
Investitionsmitteln für die
Schiffahrtseinrichtungen am

Eisernen Tor

Die Republik Österreich,

Die Sozialistische Republik
Rumänien und die

Sozialistische Föderative Re-
publik Jugoslawien,

In Anbetracht dessen, daß die
Errichtung der Schiffahrtsein-
richtungen im Rahmen des
Hydroenergie- und Schiffahrts-
systems am Eisernen Tor die
Schiffahrtsbedingungen in die-
sem Donauabschnitt normali-
siert hat,

Unter Berücksichtigung des-
sen, daß die Flußschiffahrt aller
Uferstaaten einschließlich der-
jenigen der Republik Österreich
durch diese Verbesserung der
Schiffahrtsbedingungen begün-
stigt wird,

In Erwägung dessen, daß alle
Donaustaaten bereit sind, sich
an der Erstattung der von der
Sozialistischen Republik Ru-
mänien und der Sozialistischen
Föderativen Republik Jugo-
slawien investierten Mittel zu
beteiligen,

sind wie folgt übereingekom-
men:

Artikel 1

Die Republik Österreich be-
teiligt sich an der Erstattung
der Mittel, welche die Soziali-
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stische Republik Rumänien und
die Sozialistische Föderative Re-
publik Jugoslawien in die Ar-
beiten zur Verbesserung der
Schiffahrtsbedingungen auf der
Donau durch die Konstruktion
des Hydroenergie- und Schiff-
fahrtssystems investiert haben,
mit einem Betrag von fünf
Millionen US-$.

Artikel 2

Die Republik Österreich be-
zahlt den in Artikel 1 erwähn-
ten Betrag während des Zeit-
raumes 1974—1977 in vier
gleichen Jahresraten, jeweils im
Laufe des 1. Quartals des be-
treffenden Jahres.

Artikel 3

Der von der Republik Öster-
reich bezahlte Teilbetrag wird
in zwei gleichen Teilen, getrennt
an die Sozialistische Republik
Rumänien und an die Sozia-
listische Föderative Republik
Jugoslawien, überwiesen.

Artikel 4

Für den unter Artikel 1 ge-
nannten Betrag bzw. für die
jährlichen Restbeträge werden
keine Zinsen berechnet.

Artikel 5

Alle mit dem Betrieb der
Schiffahrtseinrichtungen am
Stromabschnitt des Eisernen
Tores und mit ihrer Erhaltung
in technisch funktionsfähigem
Zustand verbundenen Kosten
werden von der Sozialistischen
Republik Rumänien und von
der Sozialistischen Föderativen
Republik Jugoslawien getragen.

Artikel 6

Alle in den Artikeln 1—5
aufgezählten Verpflichtungen
der drei Vertragschließenden
Teile werden unter der Bedin-
gung wirksam, daß die Donau-
kommission Beschlüsse mit dem
Ziele faßt, daß die Sonder-
stromverwaltung am Eisernen
Tor, deren Funktionsweise in,
den1 Artikeln 21, 22, 23, 31, 32,
33, 36, 37, 38 und 43 der Bei-
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grader Konvention geregelt ist,
zu fungieren aufhört und die
Sozialistische Republik Rumä-
nien und die Sozialistische Föde-
rative Republik Jugoslawien er-
klären, auf die Rechte, die ihnen
auf Grund dieser Artikel hin-
sichtlich der Sonderstromver-
waltung am Eisernen Tor zu-
stehen, zu verzichten.

Artikel 7

Die technischen Vorkehrun-
gen betreffend die in den Ar-
tikeln 2 und 3 vorgesehene Zah-
lung werden zwischen den zu-
ständigen Organen der Repu-
blik Österreich einerseits und
den zuständigen Organen der
Sozialistischen Republik Rumä-
nien bzw. der Sozialistischen
Föderativen Republik Jugo-
slawien andererseits geregelt.

Artikel 8

Dieses Abkommen tritt in
Kraft, sobald die Vertragschlie-
ßenden Teile einander die Er-
füllung der in jedem Land er-
forderlichen gesetzlichen Ver-
fahren notifiziert haben.

Zu Urkund dessen haben die
hiezu gehörig bevollmächtigten
Unterzeichneten das vorliegende
Abkommen unterfertigt.

Geschehen zu Wien, am
27. November 1973 in drei
Ausfertigungen in deutscher,
rumänischer und serbokroa-
tischer Sprache, wobei alle drei
Texte gleichermaßen authen-
tisch sind.

Für die Republik Österreich :

Dr. E. Pichler

Für die Sozialistische Republik
Rumänien:

A. Georgescu

Für die Sozialistische Föderative
Republik Jugoslawien:

V. Gajinović

Die Ermächtigung zur Durchführung der in Art. 8 des Abkommens vorgesehenen Notifika-
tionen wurde vom Bundespräsidenten unterzeichnet und vom Bundeskanzler gegengezeichnet; das
Abkommen ist gemäß seinem Art. 8 am 19. November 1974 in Kraft getreten.

Kreisky


